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Geschaftsordnung der Stadtverordnetenversammlung Strausberg

Auf der Grundlage des § 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg (BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBI. | S. 286), zuletzt gedndert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 10.07.2014 (GVBI. | Nr.32) hat die Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Strausberg in ihrer Sitzung am 06.11.2014 die folgende
Geschaftsordnung der Stadtverordnetenversammlung Strausberg beschlossen.
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§ 1 Allgemeines

(1) Soweit in dieser Geschaftsordnung Funktionen mit einem geschlechts-
spezifischen Begriff beschrieben werden, qilt die jeweilige
Bestimmung auch fiir das jeweils andere Geschlecht gleichermal3en, soweit
sich aus der Natur der Sache nicht etwas anderes ergibt.

(2) Die in der Stadtverordnetenversammlung gewahlten Vertreter fihren die
Bezeichnung ,Stadtverordnete®.
§ 2 Konstituierende Sitzung (88 33, 34 BbgKVerf)

(1) Die Einberufung der ersten Sitzung (spatestens am 30. Tag nach der Wahl)
erfolgt durch den Vorsitzenden der bisherigen Stadtverordnetenversammlung.
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Die Eroffnung und Leitung der Sitzung erfolgt durch das an Lebensjahren
alteste, nicht verhinderte Mitglied der Stadtverordnetenversammliung.

Unter dessen Leitung wird der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammliung
(nachfolgend der Vorsitzende) gewabhit.

(2) Der Vorsitzende Gbernimmt mit der Bekanntgabe der Tagesordnung die
weitere Sitzungsleitung der Stadtverordnetenversammlung.

(3) Die Stadtverordnetenversammlung wahlt aus Ihrer Mitte zwei Stellvertreter.
Die Stellvertreter werden gemanR § 40 BbgKVerf einzeln in der Reihenfolge der
Stellvertretung gewahlt.

(4) Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung werden folgende
standige Fachausschisse gebildet:

1. Ausschuss fur Finanzen und Wirtschaft

2. Ausschuss fur Bauen, Umwelt und Verkehr

3. Ausschuss fur Bildung, Jugend, Kultur, Sport und Soziales

4 Werksausschuss des Eigenbetriebes ,Kommunal-Service Strausberg*
5. Werksausschuss des Eigenbetriebes ,Stadtforst Strausberg®

(5) Die Aufgaben der Fachausschisse sind in Anlage 1 geregelt.

(6) Die personelle Starke und die namentliche Besetzung des Hauptausschusses
und der Fachausschiisse werden zu Beginn einer jeden Wahlperiode durch
einen Stadtverordnetenbeschluss festgelegt. Gleichzeitig ist zu entscheiden,
ob und wie viele stimmberechtigte sachkundige Einwohner, die nicht
Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende der Fachausschiisse sein
durfen, in die Fachausschisse berufen werden.

(7) Fur jeden Stadtverordneten der Mitglied des Hauptausschusses oder eines
Fachausschusses ist, ist ein Vertreter zu bestimmen. Vertreter konnen sich
gegenseitig vertreten.

8§ 3 Prasidium der Stadtverordnetenversammiung

(1) Das Prasidium der Stadtverordnetenversammlung besteht aus dem Vor-
sitzenden der Stadtverordnetenversammlung, seinen Stellvertretern und dem
Burgermeister. Es wird vom Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung
einberufen und geleitet.

(2) Das Prasidium berat den Vorsitzenden bei seinen geschaftsfihrenden
Aufgaben und unterstitzt ihn insbesondere bei der inhaltlichen und
organisatorischen Vorbereitung und Durchfuihrung der Sitzungen der
Stadtverordnetenversammlung.®

8 4 Rechte und Pflichten der Stadtverordneten

(1) Die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung haben gemaf 8 31 Abs. 1
2



Geschaftsordnung der Stadtverordnetenversammlung Strausberg

BbgKVerf die ihnen aus der Mitgliedschaft in der Stadtverordnetenver-
sammlung erwachsenen Pflichten zu erfiillen. Sie haben insbesondere an den
Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung, des Hauptausschusses und der
Fachausschisse, denen sie angehdren, teilzunehmen.

(2) Im Falle ihrer Verhinderung haben Mitglieder der Stadtverordnetenver-
sammlung vor der Sitzung den Vorsitzenden zu benachrichtigen. Bei
Sitzungen der Ausschisse ist zugleich ein Stellvertreter zu benachrichtigen.

(3) Beabsichtigt ein Stadtverordneter sein Recht nach § 30 Abs. 3 BbgKVerf
auszuuben, Vorschlage einzubringen oder Fragen und Antrage zu stellen, sind
diese in schriftlicher Form mit einer kurzen Begriindung versehen dem
Vorsitzenden oder dem Burgermeister zuzuleiten. Fir die Frist findet § 7 Abs.
1 der Geschéftsordnung Anwendung.

§ 5 Fraktionen (8 32 BbgKVerf)
(1) Eine Fraktion muss aus mindestens zwei Stadtverordneten bestehen.

(2) Die Fraktionen haben dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammiung
von ihrer Fraktionsbildung unverziglich schriftlich Kenntnis zu geben.
Die Mitteilung hat die genaue Bezeichnung der Fraktion, den Namen des
Fraktionsvorsitzenden, seiner Stellvertreter sowie aller der Fraktion
angehdrenden Stadtverordneten zu enthalten. Die einer Fraktion zustehenden
Rechte kann sie nach Zugang der Mitteilung nach Satz 2 wahrnehmen.
Veranderungen sind dem Vorsitzenden stets unverzuglich schriftlich
mitzuteilen.

(3) Die Beratung von Angelegenheiten, die in der Stadtverordnetenversammliung
im nichtoffentlichen Teil der Sitzung behandelt werden, hat in geschlossener
Fraktionssitzung zu erfolgen.

8 6 Einberufung der Stadtverordnetenversammlung (8 34 BbgKVerf)

(1) Der Vorsitzende beruft die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung ein, so
oft es die Geschéftslage erfordert.
Die Ladung muss den Mitgliedern mindestens 8 volle Tage vor dem
Sitzungstag, den Tag der Absendung nicht mitgerechnet, zugehen
(regelmalige Ladungsfrist).

(2) Der Ladung sind neben der Tagesordnung etwaige Vorlagen zu den einzelnen
Tagesordnungspunkten beizufiigen; Vorlagen kénnen in Ausnahmeféllen auch
nachgereicht werden.

(3) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung werden in der Regel alle
zwei Monate donnerstags ab 18.00 Uhr durchgefthrt.

(4) In dringenden Angelegenheiten kann die Ladungsfrist auf einen vollen Tag vor
dem Sitzungstag verkirzt werden (vereinfachte Einberufung). Die Dringlichkeit
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ist in der Einladung zu begrinden.

(5) Die vereinfachte Einberufung einer Stadtverordnetenversammlung ist
schriftlich, unter Angabe des Beratungsgegenstandes und gegebenenfalls
unter Beifiigung entsprechender Antrage, bei dem Vorsitzenden der
Stadtverordnetenversammlung anzuzeigen.

8 7 Tagesordnung der Stadtverordnetenversammlung (8§ 35 BbgKVerf)

(1) Der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung setzt geman § 35 Abs. 1
Satz 1 BbgKVerf die Tagesordnung der Stadtverordnetenversammiung im
Benehmen mit dem Burgermeister fest. Die Tagesordnung gliedert sich in
einen offentlichen und bei Bedarf in einen nichtoffentlichen Teil. In die Tages-
ordnung sind gemal3 8§ 35 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf die Beratungsgegenstande
aufzunehmen, die bis zum Ablauf des 18. Tages vor dem Tag der Sitzung

a) von mindestens einem Zehntel der gesetzlichen Anzahl der
Stadtverordneten

b) einer Fraktion oder

c) von dem Hauptverwaltungsbeamten

dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung benannt wurden. Die
Benennung soll regelmaRig schriftlich erfolgen.

(2) Soweit es sich nicht um eine dringende Angelegenheit handelt, deren
Behandlung nicht bis zur darauf folgenden Sitzung aufgeschoben werden
kann, sind die Vorschlage bei Nichteinhaltung der Frist in die Tagesordnung
der darauf folgenden Sitzung aufzunehmen.

(3) Beschlussvorlagen kénnen von dem Birgermeister, dem Vorsitzenden der
Stadtverordnetenversammlung, einer Fraktion oder von mindestens zwei
Stadtverordneten eingereicht werden.

(4) Der Einreicher hat jederzeit das Recht seine Vorlage zuriick zu ziehen oder zu
andern. Zieht der Einreicher seine Beschlussvorlage zuriick, kann eine
Fraktion die Beschlussvorlage Ubernehmen. Fortan gilt die tbernehmende
Fraktion als Einreicher.

(5) Der Vorsitzende kann im Einzelfall im Benehmen mit dem Birgermeister
entscheiden, einen Antrag zur Tagesordnung auf die nachstfolgende Sitzung
zu verlegen, wenn dies aufgrund einer Vielzahl bereits vorliegender Antrage
oder im Interesse eines sinnvollen Ablaufs der Sitzung der
Stadtverordnetenversammlung erforderlich ist. Er hat diese Entscheidung und
deren Begrindung dem Einreicher unverziglich und den Stadtverordneten zu
Beginn der Sitzung bekannt zu geben.

(6)Vor Feststellung der Tagesordnung kann diese auf Antrag erweitert werden,
wenn es sich um eine Angelegenheit handelt, die keinen Aufschub duldet
(Dringlichkeit). Eine Angelegenheit ist dann dringlich, wenn ihre Beratung und
Entscheidung unter Berticksichtigung der einzuhaltenden Ladungsfrist nicht
bis zur nachsten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne das Nachteile
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entstehen wirden, die nicht wieder rickgangig zu machen sind. Die
Dringlichkeit ist vom Antragsteller zu begrinden und tber die begriindete
Erweiterung ist zu beschliel3en.

§ 8 Zulassigkeit von Ton- und Bildaufzeichnungen (§ 36 BbgKVerf)

(1) Ton- und Bildibertragungen und Ton- und Bildaufzeichnungen der 6ffentlichen
Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung durch Presse, Rundfunk und
ahnliche Medien sind grundsatzlich zulassig.

(2) Absatz 1 gilt fir von der Stadtverordnetenversammlung selbst veranlasste Ton
und Bildaufzeichnungen entsprechend.

(3) Im Ubrigen sind Ton- und Bildiibertragungen sowie Ton- und
Bildaufzeichnungen nur zuléssig, wenn alle anwesenden Mitglieder der
Stadtverordnetenversammlung zustimmen.

(4) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsniederschrift sind
Tonaufzeichnungen der vollstandigen Sitzung zulassig. Sie sind gemani § 42
Abs. 2 Satz 4 BbgKVerf nach der darauf folgenden Sitzung zu I6schen.

8 9 Zuhorer (8§ 36 BbgKverf)

(1) An den offentlichen Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung kénnen
Zuhorer nach MalRgabe der vorhandenen Platze teilnehmen.

(2) Zuhdrer sind nicht berechtigt das Wort zu ergreifen oder sich an den
Beratungen zu beteiligen. Sie dirfen die Beratung nicht stéren und keine
Zeichen des Beifalls oder Missfallens geben.

(3) Zuhorer, welche die Ordnung stéren, kdnnen vom Vorsitzenden der
Stadtverordnetenversammlung aus dem Sitzungssaal gewiesen werden.

§ 10 Anfragen der Stadtverordneten und Fraktionen / Beteiligung von
Betroffenen / Aktuelle Stunde (8§ 13 BbgKVerf)

(1) Anfragen der Stadtverordneten oder der Fraktionen an den Blrgermeister, die
in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung beantwortet werden sollen,
sind schriftlich zwei Tage vor der Sitzung bis spatestens 08.00 Uhr beim
Blrgermeister einzureichen.

Alle Anfragen und Vorschlage missen kurz und sachlich formuliert sein. Die
Fragen werden vom anfragenden Stadtverordneten in der
Stadtverordnetenversammlung vorgelesen, in dessen Abwesenheit von einem
von ihm benannten Fraktionsmitglied, und dann vom Burgermeister
beantwortet.

Der Anfragende kann eine Zusatzfrage und bis zu 3 Nachfragen stellen.
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(2) Ist die Beantwortung wegen der Kirze der Zeit nicht mdglich, ist die Anfrage
spatestens in der nachsten 6ffentlichen Sitzung zu beantworten.

(3) Mit Einverstandnis des Fragestellers wird die Anfrage schriftlich bis zur
nachsten offentlichen Sitzung beantwortet.

(4) Die Stadtverordnetenversammlung kann Einwohner, die vom Gegenstand der
Beratung betroffen sind, oder Sachverstandige anhéren. Die Anhdrung ist zu
beenden, bevor die Beratung und Abstimmung Uber den Gegenstand beginnt.

(5) Auf Antrag einer Fraktion fuhrt die Stadtverordnetenversammlung zu
einzelnen Problemen eine Aktuelle Stunde in der Sitzung der
Stadtverordnetenversammlung durch. Fur den Zeitpunkt der Antragstellung gilt
8 7 Abs. 1 der Geschéftsordnung.

§ 11 Sitzungsleitung und Sitzungsverlauf (8 37 BbgKVerf)
(1) Der Vorsitzende eroffnet, leitet und schlief3t die Sitzungen.
(2) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung sind 6ffentlich.

(3) Fiir bestimmte Angelegenheiten ist im Einzelfall die Offentlichkeit
auszuschlieBen, wenn Uberwiegende Belange des offentlichen Wohls oder
berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern.

(4) In den Sitzungen handhabt der Vorsitzende die Ordnung und bt das
Hausrecht aus. Im Falle seiner Verhinderung treten seine Vertreter in der
Reihenfolge ihrer Benennung als erster und zweiter Vertreter an seine Stelle.
Der Vorsitzende gibt die Leitung ab, wenn er zur Sache sprechen will. Bei
langer andauernden Sitzungen kann der Vorsitzende vorubergehend die
Leitung dem Vertreter Ubergeben.

(5) Der Vorsitzende kann die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung zur
Ordnung rufen. Ist ein Stadtverordneter in einer Sitzung dreimal zur Ordnung
gerufen worden, kann ihm der Vorsitzende fir die Dauer der Sitzung das Wort
entziehen oder ihn des Raumes verweisen.

(6) In der Ausuibung des Hausrechts kann der Vorsitzende Stadtverordnete und
Zuhorer, die den Verlauf der Sitzung storen, durch einen Hinweis, eine
Mahnung oder einen Verweis auffordern, dies zu unterlassen. Bei
fortgesetzter Storung kann er einzelne Zuhérer oder Gruppen von Zuhdrern
aus dem Raum weisen. Gegebenenfalls kann er die R&umung des
Sitzungssaales veranlassen.

(7) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung sind grundsatzlich in
folgender Reihenfolge durchzufihren:

a) Eroffnung der Sitzung,
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b) Entscheidung gemal 8§ 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf Uber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift Uber den offentlichen Teil der
letzten Sitzung,

c) Feststellung der Tagesordnung,

d) Bericht des Blrgermeisters,

e) Einwohnerfragestunde,

f) Behandlung der Anfragen von Mitgliedern der
Stadtverordnetenversammliung,

g) Behandlung der Tagesordnungspunkte des o6ffentlichen Teils der
Sitzung,

h) Entscheidung gemal § 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf Uber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift ber den nichtoffentlichen Teil
der letzten Sitzung,

i) Behandlung der Tagesordnungspunkte des nichttffentlichen Teils der
Sitzung,

J) Schliel3ung der Sitzung.

(8) Abweichungen von dieser Reihenfolge werden mit der Tagesordnung bzw. im
Verlauf der Sitzung durch die Stadtverordneten beschlossen.

(9) Der Bericht des Blurgermeisters ist den Stadtverordneten spatestens am 3.
(dritten) Kalendertag vor der Sitzung in schriftlicher Kurzfassung zu tbergeben
(Thesen, Zahlenangaben). Der Burgermeister soll in seinem mundlichen
Bericht nur Schwerpunkte behandeln und eine Redezeit von 30 Minuten nicht
uberschreiten.

(10) Zu einer Erklarung erteilt der Vorsitzende vor Eintritt in die Tagesordnung das
Wort. Erklarungen sind unter Angabe des Sachverhaltes vor Beginn der
Stadtverordnetenversammlung beim Vorsitzenden anzumelden. Erklarungen
kénnen von Stadtverordneten oder von Fraktionen abgegeben werden.

(11) Die Fachbereichsleiter und deren Stellvertreter haben regelméRig das Recht
am nichtoffentlichen Teil der Sitzung teilzunehmen. Weitere Beschaftigte der
Stadtverwaltung sind im Auftrag des Birgermeisters zur Teilnahme am
nichtoffentlichen Teil der Sitzung berechtigt, sofern dies der Klarung von
Sachverhalten dient.

8 12 Behandlung der Tagesordnungspunkte, Unterbrechung und Vertagung
(8 34 BbgKVerf)

(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann die Tagesordnungspunkte

a) durch die Entscheidung in der Sache abschliel3en,
b) verweisen oder
c) ihre Beratung vertagen.

(2) Der Antrag auf Entscheidung in der Sache geht bei der Abstimmung dem
Verweisungsantrag, dieser dem Vertagungsantrag vor. Wird einem Antrag
stattgegeben, sind die bei der Antragstellung vorliegenden Wortmeldungen
noch zuzulassen.
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(3) Der Vorsitzende kann die Sitzung der Stadtverordnetenversammiung
unterbrechen. Auf Antrag von einem Dirittel ihrer anwesenden Mitglieder oder
einer Fraktion muss er die Sitzung unterbrechen. Bei einer weiteren
Unterbrechung ist fir den Antrag die Mehrheit der anwesenden Mitglieder der
Stadtverordnetenversammlung erforderlich. Jede Unterbrechung soll nicht
langer als 15 Minuten dauern.

(4) Beschlussvorlagen werden nicht vor der Einwohnerfragestunde zur Beratung
aufgerufen.

(5) Nach 21.00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen.
Der in der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt wird abschlieRend
behandelt.

(6) Die Stadtverordnetenversammlung kann gemaf § 34 Abs. 5 der BbgKVerf
mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder die Unterbrechung der Sitzung
und deren Fortsetzung zur Behandlung der noch offenen
Tagesordnungspunkte an einem anderen Termin beschliel3en
(Fortsetzungssitzung). Der Beschluss muss Zeit und Ort der
Fortsetzungssitzung bestimmen. Fir die Fortsetzungssitzung erfolgt keine
erneute Ladung.

8 13 Redeordnung

(1) Jeder Stadtverordnete darf zur Sache sprechen, nachdem ihm der
Vorsitzende das Wort erteilt hat. Das Wort wird in der Reihenfolge der
Wortmeldungen erteilt. Melden sich mehrere Stadtverordnete gleichzeitig, so
entscheidet der Vorsitzende Uber die Reihenfolge. Dem Birgermeister ist
jederzeit auch aul3erhalb der Rednerfolge das Wort zu erteilen. Anderen
Dienstkraften der Stadt ist das Wort zu erteilen, wenn der Blrgermeister dies
winscht.

(2) Will der Vorsitzende zur Sache sprechen, tibergibt er den Vorsitz seinem
nachsten nicht verhinderten Stellvertreter.

(3) Anderen Teilnehmern an der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung kann
auf Antrag des Vorsitzenden, des Birgermeisters, einer Fraktion oder eines
Stadtverordneten und nach Beschluss der Stadtverordnetenversammiung
Rederecht eingerdumt werden.

(4) Die Redezeit je Wortmeldung soll funf Minuten, Redebeitrage der Fraktionen
oder Ausschisse zehn Minuten nicht Gberschreiten. Wer sich zu demselben
Beratungsgegenstand bereits zweimal geauf3ert hat, muss als Redner nicht
mehr bertcksichtigt werden.

(5) Der Einbringer einer Beschlussvorlage oder eines Antrages kann verlangen,
dass ihm vor dem Schluss der Beratung das Wort erteilt wird.
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8§ 14 Geschéftsordnungsantrage

(1) Ein Antrag zur Geschaftsordnung kann jederzeit gestellt werden. Er ist dem
Vorsitzenden durch Handzeichen und den Zuruf ,Zur Geschaftsordnung*
anzuzeigen. Dem Antragsteller ist unverzuglich das Wort zu erteilen. Der
Antrag darf sich nur auf die geschaftsordnungsmafige Behandlung des zur
Verhandlung stehenden Gegenstandes beziehen. Geschaftsordnungsantrage
bedirfen keiner Begriindung. Vor der Abstimmung Uber einen Geschafts-
ordnungsantrag ist ein Redner fir und ein Redner gegen den Antrag zu hdren.

(2) Wird ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Aussprache
gestellt, so hat der Vorsitzende vor der Abstimmung die Namen der
Stadtverordneten aus der Rednerliste zu verlesen, die noch nicht zu Wort
gekommen sind, und sich davon zu lUberzeugen, dass jede Fraktion
Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutragen,
anderenfalls hat der Vorsitzende hierzu die Méglichkeit einzuraumen.

§ 15 Abstimmungen (8§ 39 BbgKVerf)

(1) Grundsatzlich wird offen durch Kartenzeichen abgestimmt. Auf Verlangen
eines Mitgliedes der Stadtverordnetenversammlung ist vor jeder Abstimmung
der Antrag zu verlesen. Bei der offenen Abstimmung stellt der Vorsitzende
der Stadtverordnetenversammlung die Anzahl der Mitglieder fest, die

a) dem Antrag zustimmen,
b) den Antrag ablehnen oder
c) sich der Stimme enthalten.

Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Abstimmung angezweifelt, so
muss die offene Abstimmung vor Behandlung des néchsten Tagesordnungs-
punktes wiederholt werden.

(2) Auf Verlangen von einem Mitglied der Stadtverordnetenversammlung ist
namentlich abzustimmen.

(3) Die namentliche Abstimmung erfolgt durch Aufruf der Namen der Mitglieder
der Stadtverordnetenversammlung. Die Abstimmenden haben bei Namens-
aufruf mit ,Ja“, ,Nein“ oder ,Stimmenthaltung” zu antworten. Die Liste mit den
Ergebnissen der namentlichen Abstimmung wird der Niederschrift der Sitzung
beigeflgt.

(4) Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Anderungs- und Erganzungsantrage vor,
wird zuerst Uber den Antrag abgestimmt, der von dem Antrag der Sitzungsvor-
lage am weitesten abweicht. Bei Anderungs- und Erganzungsantragen mit
finanziellen Auswirkungen hat der den Vorrang, der Mehrausgaben oder
Mindereinnahmen bewirkt. In Zweifelsfallen entscheidet der Vorsitzende der
Stadtverordnetenversammiung.

(5) Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit angenommen wurde, ist tber einzelne
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Teile der Vorlage bzw. des Antrages gesondert abzustimmen. Uber die Vor-
lage bzw. den Antrag ist danach insgesamt abzustimmen.

§ 16 Geheime Wahlen (88 40, 41 BbgKVerf)

() Far die Durchfiihrung von Wahlen beruft die Stadtverordnetenversammliung
fur die Dauer ihrer Wahlperiode eine Wahlkommission, bestehend aus je
einem Mitglied der in der Stadtverordnetenversammlung vertretenden
Fraktionen. Die Wahlkommission wahlt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und
einen oder mehrere Stellvertreter. Fur die Mitglieder in der Wahlkommission
bestimmen die Fraktionen Stellvertreter.

(2) Es sind auf3erlich gleiche Stimmzettel zu verwenden. Werden keine
Umschlage verwendet, so sind die Stimmzettel zu falten.

(3) Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie nur noch mit einem Kreuz
zukennzeichnen sind. Bei weiterer Beschriftung, Gestaltung und fehlender
Kennzeichnung des Stimmzettels ist die Stimme ungiiltig.

(4) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder rdumlich so abgegrenzt zu
erfolgen, dass das Wahlgeheimnis gewahrt ist. Ein einheitliches Schreibgerat
ist zu verwenden.

(5) Der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung gibt das von der
Wahlkommission festgestellte Ergebnis der Wahl bekannt.

§ 17 Niederschriften (8§ 42 BbgKVerf)

(1) Der Burgermeister ist fur die Niederschrift verantwortlich. Er bestimmt den
Protokollfuhrer.

(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten:

a) den Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung,

b) die Namen der anwesenden, sowie der entschuldigt und ohne
Entschuldigung abwesenden Mitglieder der Stadtverordnetenver-
sammlung,

c) die Namen der teiinehmenden Verwaltungsvertreter und anderer
zugelassener Personen,

d) die Tagesordnung,

e) den Wortlaut der Antrage mit Namen der Antragsteller, den wesentlichen
Inhalt der Beratung, den Wortlaut der Beschlisse,

f)  die Ergebnisse der Wahlen und Abstimmungen,

g) den Ausschluss und die Wiederherstellung der Offentlichkeit,

h)  das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes der
Stadtverordnetenversammlung, das dies verlangt,

)] bei namentlicher Abstimmung das Abstimmungsverhalten der Mitglieder
der Stadtverordnetenversammlung und
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)] die Namen der wegen Befangenheit an der Beratung oder Entscheidung
zu einzelnen Tagesordnungspunkten nicht mitwirkenden Mitglieder der
Stadtverordnetenversammlung.

(3) Angelegenheiten, die in nichtoffentlicher Sitzung behandelt wurden, sind
gesondert zu protokollieren.

(4) Die Sitzungsniederschrift ist vom Vorsitzenden der
Stadtverordnetenversammlung zu unterschreiben. Die Niederschriften sind
nach erfolgter Unterschrift des/der Vorsitzenden zeitnah auf der Internetseite
der Stadt Strausberg zu veroffentlichen.

(5) Die Sitzungsniederschrift ist spatestens mit den Unterlagen zur nachsten
ordentlichen Sitzung den Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung
zuzuleiten.

(6) Soweit nicht im Einzelfall aus Griinden des 6ffentlichen Wohls oder zur
Wahrung von Rechten Dritter etwas anderes beschlossen wird, wird die
Offentlichkeit tiber den wesentlichen Inhalt der Beschliisse der Stadtver-
ordnetenversammlung unterrichtet. Dies erfolgt im Amtsblatt fur die Stadt
Strausberg.

§ 18 Abweichungen von der Geschéftsordnung

(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann im Einzelfall Abweichungen von der
Geschaftsordnung beschliel3en, sofern die Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg dies zulasst.

(2) Treten wahrend einer Sitzung der Stadtverordnetenversammiung
unterschiedliche Auffassungen Uber die Auslegung der Geschéaftsordnung auf,
entscheidet die Stadtverordnetenversammiung.

§ 19 Verfahren in den Ausschissen der Stadtverordnetenversammlung

(1) Fur Geschéaftsgang und Verfahren in den von der Stadtverordnetenver-
sammlung gebildeten Ausschiissen (Hauptausschuss und Fachausschusse)
gilt diese Geschaftsordnung sinngemal3, soweit nicht gesetzlich oder im
Folgenden andere Regelungen getroffen werden oder sich die Ausschiisse
eine eigene Geschéaftsordnung geben.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfihrung von Wahlen wird aus den Mitgliedern des
Ausschusses eine standige Wahlkommission in der Starke von zwei Stadt-
verordneten gebildet. Ist ein Mitglied der Wahlkommission nicht anwesend,
kann fur die Zeit ein Stellvertreter durch Beschluss benannt werden.

(3) Die Sitzungen der Ausschusse sind offentlich. Fur den Ausschluss der
Offentlichkeit gilt § 36 Abs.2 BbgKVerf entsprechend.
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(4) Den Stadtverordneten ist auf Anfrage von der Einladung und der Tages-
ordnung der Ausschiisse durch den Sitzungsdienst der Stadtverwaltung
Kenntnis zu geben.

(5) Fraktionslosen Stadtverordneten, die nicht Mitglied eines Ausschusses sind,
werden die Unterlagen aller Ausschiisse zugesandt.

(6) Die Niederschriften Uber die Sitzungen der Ausschisse sind deren Mitgliedern
zu Ubersenden.

(7) Die Stadtverordneten konnen die Niederschriften Gber die Sitzungen der Aus-
schisse beim Sitzungsdienst einsehen und diese auf Anforderung erhalten.

(8) Die Ausschiisse wahlen aus ihrer Mitte den 1. und ggfs. 2. Stellvertreter des
Vorsitzenden. Der Vorsitzende regelt seine Vertretung im Einvernehmen mit
seinen Stellvertretern.

(9) 8 3 findet auf die Ausschiisse keine Anwendung.

(20) Die Ladung muss mindestens 4 volle Tage vor dem Sitzungstag, den
Tag der Absendung nicht mitgerechnet, zugehen (regelmaRige Ladungsfrist).
In Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden, kann die Ladung auch
fernmundlich erfolgen und die Ladungsfrist auf sechs Stunden abgekurzt
werden. Auf die Abkirzung der Ladungsfrist ist hinzuweisen.

(12) In der Sitzung der Ausschuisse erfolgt abweichend von § 11 Abs.7 keine
Einwohnerfragestunde. Anstelle des Berichts des Blrgermeisters erfolgt eine
Information des Ausschussvorsitzenden und ggfs. des Blurgermeisters oder
der Fachbereichsleiter. § 11 Abs.9 findet keine Anwendung.

8 20 Abweichende Regelungen fir den Hauptauschuss

(1) Die Mitglieder des Hauptausschusses wahlen aus ihrer Mitte den Vorsitz-
enden, sofern nicht die Stadtverordnetenversammlung in ihrer ersten Sitzung
beschliel3t, dass der Burgermeister den Vorsitz des Hauptausschusses fihrt.

(2) Die Sitzungen des Hauptausschusses werden in der Regel alle zwei Monate
montags ab 18.30 Uhr durchgefihrt.

(3) Der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung und die Ausschuss-
vorsitzenden werden Uber die Tagesordnung informiert. Der Vorsitzende der
Stadtverordnetenversammlung erhélt ein standiges Rederecht. Die Aus-
schussvorsitzenden werden zu Sachverhalten, die in den Kompetenzbereich
ihrer Ausschisse fallen, eingeladen und erhalten dazu Rederecht.

8 21 Abweichende Regelungen fur die Fachausschiisse
(1) Die Sitzungen der Fachausschiisse werden aufgrund eines festgelegten

Terminplans durchgefihrt.
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(2) Sachkundige Einwohner haben ein aktives Teilnahmerecht in dem Ausschuss,
in den sie berufen sind. Dieses umfasst das Recht, das Wort zu ergreifen,
Vorschlage einzubringen, Fragen und Antrage zu stellen und sie zu
begrinden. § 4 Abs.3 findet entsprechende Anwendung.

(3) Die Begrenzung der Redezeit nach § 13 Abs.4 ist nicht zwingend und kann im
Bedarfsfall Uberschritten werden. Gleiches gilt fur die sachkundigen
Einwohner. Auf Antrag kann der Abschluss der Rednerliste beschlossen
werden.

8§ 22 Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in
Kraft.

Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung vom 05.03.2009 in ihrer Fassung der letzten
Anderung vom 06.12.2012 aul3er Kraft.

Strausberg, 06.11.2014

gez. Steffen Schuster
Vorsitzender der
Stadtverordnetenversammliung

Anlage 1 zu 8§ 2 Abs. 7 der Geschéaftsordnung der Stadt Strausberg
Aufgabenbereiche der stdndigen Fachausschisse der
Stadtverordnetenversammlung

1. Allgemeine Zustandigkeit

(1) Die Ausschisse beraten die Aufgaben ihres Zustandigkeitsbereiches und
stimmen sich bei Gibergreifenden Problemen mit den betreffenden
Ausschissen ab.

(2) Die Ausschisse beraten die von den zustandigen Fachbereichen
vorbereiteten Beschlussvorlagen und geben Empfehlungen zu deren
Veranderungen und/oder zur Beschlussfassung im Plenum der
Stadtverordnetenversammlung bzw. im Hauptausschuss.

(3) Die Ausschiusse empfehlen den zustandigen Fachbereichen die Vorbereitung
von Entscheidungen fur das Plenum der Stadtverordnetenversammiung bzw.
fur den Hauptausschuss. Im Ausnahmefall bereiten sie selbst solche
Entscheidungen vor.

(4) Die Ausschusse kontrollieren in ihrem Zustandigkeitsbereich die Umsetzung
der Beschliisse der Stadtverordnetenversammiung und des
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Hauptausschusses und arbeiten dabei mit den jeweiligen Fachbereichen
zusammen.

(5) Die Ausschisse beraten Satzungen, Verordnungen und Vertrage in ihrem
Zustandigkeitsbereich sowie die Haushaltsplane der zustandigen
Fachbereiche und die Verwendung der Haushaltsmittel und geben
Empfehlungen zur Beschlussfassung.

2. Die Ausschiisse beraten im Einzelnen zu folgenden Aufgabenbereichen:
Ausschuss fur Finanzen und Wirtschaft

(1) Mittel- und langfristige Finanz- und Investitionsplanung

(2) Haushaltsplan und Haushaltssatzung

(3) Haushaltsnachtragssatzung

(4) Haushaltskonsolidierungskonzept

(5) Jahresrechnung und Entlastung des/der Blrgermeisters/in

(6) Prufberichte, einschlief3lich der Eigenbetriebe

(7) Aufnahme von Krediten

(8) Uber- und auferplanmaRige Mittel Gber 25.000,00 €

(9) Ubernahme von Biirgschaften und anderen Sicherheiten fiir Dritte

(10) Offentliche Abgaben und Entgelte

(11) Vergabe von Kommunalvermogen

(12) Vorlagen fir die Stadtverordnetenversammlung, die mit finanziellen
Konsequenzen bzw. mit Konsequenzen fur die ortliche Wirtschaft
verbunden sind

(13) Entwicklung der kommunalen Wirtschaft und Infrastruktur

(14) Wirtschaftsforderung

(15) Tourismus

(16) Entwicklung der Gesellschaften mit stadtischer Beteiligung

(17) Mitwirkung der Stadt Strausberg im Wasserverband Strausberg-Erkner

(18) Konzessionsvertrage

(19) Lokale Agenda

Ausschuss fiur Bauen, Umwelt und Verkehr

(1) Stadtentwicklung und Stadtmarketing, sektorale
Entwicklungskonzeptionen und Rahmenplane und Marketing fur die
Gesamtstadt sowie Lokale Agenda 21

(2) Bauleitplanung, Flachennutzungsplanung und Landschaftsplanung,
Bebauungsplanung und Grinordnungsplanung

(3) Verkehrsplanung, Konzeptionen und Ausfiihrung einschlie3lich
Larmminderungsplanung, Umweltvertraglichkeitsplanung und
landschaftspflegerische Begleitplanung

(4) Erneuerung der Strausberger Altstadt und Weiterentwicklung von Siedlungen
des komplexen Wohnungsbaus, Vergabe von Fordermitteln fir kleinteilige
Malinahmen

(5) Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens in besonderen Féllen, die z.B.
mit tiefgreifenden Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind

(6) Wohnungsbauforderung und andere wohnungspolitische Angelegenheiten

(7) ErschlieRungs- und Stralenausbaubeitrage
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(8) offentliche Grunflachen, Entwicklung des Stadtwaldes und Regelung der
Jagd im Stadtwald sowie Kleingartenwesen
(9) Gewasserschutz sowie Entwicklung stehender und flieRender Gewasser
(10) Mitgliedschaft der Stadt in Vereinen und Verbanden auf dem Gebiet der
Wasserwirtschaft, des Umweltschutzes und des Waldes
(11) offentliche Hochbaumaf3nahmen
(12) Beurteilung von Konzepten bei Grundstiicksvergaben
(13) Architektur- und Stadtebauwettbewerbe
(14) Standortplanung fur 6ffentliche Vorhaben
(15) Denkmalschutz

Ausschuss fur Bildung, Jugend, Kultur, Sport und Soziales

(1) Freiwillige und Pflichtaufgaben im schulischen Bereich
(2) Stadtepartnerschaften
(3) Plane bzw. Leitlinien der Kulturentwicklung, der Kinder- und Jugendarbeit,
der sozialen Tatigkeit und der Sportbetreibung, einschlief3lich von Vorgaben
zur Gestaltung von Stadtfesten
(4) Planung, Bau, Ausbau, Erhalt und Betreibung von Kultur-, Kinder-, Jugend-,
Sport- und Sozialeinrichtungen
(5) Tarife und Eintrittspreise fur Kultur-, Kinder-, Jugend- und Sporteinrichtungen
sowie Elternbeitrage fur Kindertagesstatten und Horte
(6) Belegung, Arbeit und Entwicklung kommunaler Kindertagesstatten
(7) Ubergabe kultureller, sozialer, jugendpolitischer, sportlicher und
freizeitbezogener Einrichtungen an freie Trager
(8) Benennungen und Umbenennungen von Stral3en, Platzen und Einrichtungen
der Stadt Strausberg
(9) Betreuung sozial schwacher und obdachloser Einwohner
(10) Denkmalschutz und Denkmalpflege
(11) Vergabe von Fordermitteln zur Unterstitzung von Kultur-, Jugend-, Sport-,
sozialen und Burgervereinen sowie an Initiativen auf den diesbeztiglichen
Gebieten aus dem Stadthaushalt
(12) Nutzungskonzeptionen, -richtlinien und Belegungspléne fir kulturelle,
jugendpolitische, sportliche und soziale Einrichtungen sowie fiir Statten der
Freizeitgestaltung
(13) Unterstitzung von Vereinen und Verbanden auf dem Gebiet der
kulturellen, kinder- und jugendpolitischen, sportlichen und sozialen
Tatigkeit
(14) Familien-, Senioren- und Behinderteninteressen
(15) Kunstlerische Wettbewerbe, diesbezlglich Gutachten und Auftrage fur
Kunstwerke
(16) Ehrungen entsprechend der Ehrensatzung

Werksausschisse
Die Ausschisse Ubernehmen die Aufgaben nach dem Eigenbetriebsrecht und der

Betriebssatzung der Eigenbetriebe ,Kommunal-Service Strausberg” (KSS) sowie
.otadtforst Strausberg®.

15



	Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung Strausberg
	Stand:  14.05.2019  17:03 Uhr


